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Protokoll der Delegiertenkonferenz 
der AWMF 

am 11. November 2006 
in Frankfurt am Main 

 
 

 
Beginn der Sitzung: 9.00 Uhr 
 
TOP 1: Genehmigung der Tagesordnung 
Gegen die vorgelegte Tagesordnung werden keine Einwände erhoben, die Tagesordnung ist damit 
genehmigt. 
 
TOP 2: Genehmigung des Protokolls der Delegiertenkonferenz vom 13. Mai 2006 
Gegen das Protokoll sind keine schriftlichen Einwände bei der Geschäftsstelle der AWMF angekommen, 
auch aus der Versammlung werden keine Einwände gegen das Protokoll geltend gemacht. Damit ist das 
Protokoll genehmigt. 
 
TOP 3: Aufnahmeanträge von Fachgesellschaften 

Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft 
Die Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft wurde im November 2001 aus dem Kompetenznetzwerk Schlag-
anfall heraus gegründet und war ursprünglich ein Teil der Deutschen Gesellschaft für Neurologie. Die 
Fachgesellschaft ist in der Zwischenzeit ein selbständiger Verein mit rd. 450 Mitgliedern. Prof. Sewing 
berichtet, dass die Aufnahmekommission der AWMF der Delegiertenkonferenz die Aufnahme der 
Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft empfiehlt. 
Bei der Abstimmung wird die Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft mit sehr großer Mehrheit bei einer 
Gegenstimme und drei Enthaltungen in die AWMF aufgenommen. 
 
Deutsche Gesellschaft für Reproduktionsmedizin  
Die Deutsche Gesellschaft für Reproduktionsmedizin ist eine wissenschaftliche Gesellschaft, die über-
wiegend Ärzte als Mitglieder hat, aber auch Genetiker, Biologen und einige Tiermediziner. Prof. Sewing 
berichtet, dass die Aufnahmekommission der AWMF der Delegiertenkonferenz empfiehlt, die Deutsche 
Gesellschaft für Reproduktionsmedizin in die AWMF aufzunehmen. Bei der Abstimmung wird die 
Deutsche Gesellschaft für Reproduktionsmedizin einstimmig in die AWMF aufgenommen. 
 
TOP 4: Bericht des Präsidenten 

Prof. Encke berichtet, dass die Eintragung der AWMF als eingetragener Verein beim Amtsgericht in 
Frankfurt am Main eingereicht worden ist und dort erst nach über fünf Monaten bearbeitet wurde. Dabei 
hat das Vereinsregister drei kleine formale Änderungen der Satzung für notwendig erachtet. Da diese 
Nachricht die AWMF nur wenige Tage vor der Delegiertenkonferenz erreicht hat, ist es nicht möglich, 
diese kleinen Satzungsänderungen jetzt zu verabschieden. Für die nächste Delegiertenkonferenz muss ein 
Tagesordnungspunkt Satzungsänderung aufgenommen und die Änderungsanträge den Delegierten recht-
zeitig zur Kenntnis gebracht werden. Damit verzögert sich die Eintragung der AWMF ins Vereinsregister 
um mindestens ein halbes Jahr. 
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Prof. Encke berichtet  aus dem Bereich der Gesundheitspolitik, dass der derzeit diskutierte Gesetzentwurf 
zu einer Umstrukturierung des Gemeinsamen Bundesausschusses führen wird, der mit hauptamtlichen 
Vorsitzenden und Mitgliedern dann sehr nahe am Ministerium für Gesundheit angesiedelt wird. Auch das 
Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) erhält eine etwas veränderte 
Aufgabenstellung, z. B. soll das Institut auch die Nutzenbewertung im ökonomischen Sinne vornehmen. 
Zu diesem Thema soll im TOP 9 ausführlicher diskutiert werden. 
 
Zum Arbeitszeitgesetz berichtet Prof. Encke, dass die EU prinzipiell auf der Umsetzung der europäischen 
Direktive auch in Deutschland besteht, Prof. Polonius ergänzt, dass die EU-Kommission jedoch vor 
wenigen Tagen entschieden hat, dass die Ausnahmeregelungen in den verschiedenen europäischen Län-
dern zunächst einmal weiter gelten dürfen, da man sich weder bei der Definition des Bereitschaftsdiens-
tes (aktive/inaktive Zeit) noch bei der out/opt Regelung (48 Std + 12 Std) auf eine gemeinsame Empfeh-
lung geeinigt habe. 
 
Zum Problem der Delegation ärztlicher Leistungen führt Prof. Encke aus, dass sich der Arbeitskreis der 
operativen Fachgesellschaften (Leitung: Prof. Jakse, Aachen) mit diesem Thema bereits beschäftigt. Die 
wissenschaftlichen Fachgesellschaften sollten auf Rat der Juristen aus dem Arbeitskreis „Ärzte und 
Juristen“ der AWMF für ihr Fachgebiet auflisten, welche  ärztlichen Leistungen unter keinen Umständen 
an Nicht-Ärzte delegiert werden dürfen. 
 
Prof. Encke berichtet über die Arbeit der gemeinsamen DRG-Kommission von AWMF und Bundesärzte-
kammer, deren letzte Sitzung Ende Oktober stattgefunden hat. Die Eingaben der Fachgesellschaften 
haben weitgehend zu einer Verbesserung des DRG-Systems beigetragen. 80 % der Leistungen sind jetzt 
im DRG-System sach- und kostengerecht abgebildet.. Bei ca. 20 % der Fälle gibt es jedoch so große 
Probleme, diese im DRG-System abzubilden, dass für diese Diagnosen und insbesondere für die sog. 
„Ausreißer“ Ausnahmeregelungen gefunden werden sollten, womit der ursprüngliche 100%-Ansatz des 
DRG-Systems so nicht mehr gelten kann. AWMF und BÄK werden einen entsprechenden Antrag an das 
BMG richten. 
 
Prof. Encke berichtet über den Bereich der Versorgungsforschung, wo die AWMF in die Initiative der 
Bundesärztekammer intensiv eingebunden ist.  
Außerdem hat die AWMF eine ad-hoc-Kommission „Wissenschaft in der ärztlichen Ausbildung“ (Lehre 
und Forschung) eingesetzt, die von Prof. von Troschke geleitet wird. 
 
Im Juli hat der II. Innovationskongress der Deutschen Hochschulmedizin in Berlin stattgefunden, der von 
AWMF, VUD und MFT veranstaltet wird. Dieser Kongress war wieder sehr erfolgreich, so dass für Juli 
2007 der dritte Kongress in Planung ist.  
Beim „Hauptstadtkongress 2006“ hat die AWMF eine eigene Sitzung zum Thema „Medizinische Leitli-
nien 1995-2006 in Deutschland – 10-Jahres-Bilanz und Perspektiven der AWMF“ veranstaltet, die sehr 
großen Zuspruch erfahren hat. Auch hier wird die AWMF im nächsten Jahr wieder ein Hauptthema aus-
richten. 
 
TOP 5: Ständige Kommission Leitlinien 

Die Vortragsfolien von Prof. Selbmann sind dem Protokoll als Anlage zum TOP 5 beifügt. In der Dis-
kussion weist Prof. Lorenz darauf hin, dass bei der Nutzenbewertung international drei Verfahren etab-
liert sind, die bisher bei den publizierten Vorhaben des IQWiG nicht angesprochen werden. 
 
TOP 6: Ständige Kommission Bibliometrie 

Prof. Brähler berichtet, dass die Leistungsbewertung durch bibliometrische Verfahren in Deutschland 
sicher nicht „evidenzbasiert“ ist und dass diese Verfahren bei der Bewertung von individuellen For-
schungsleistungen des wissenschaftlichen Nachwuchses und als Grundlage der LOM als absolut unge-
eignet anzusehen sind. Diese Position vertritt auch das Institute for Scientific Information (ISI), das die 
Impact-Faktoren der Zeitschriften berechnet. Die DFG hat festgelegt, dass zunächst die reinen Impact-
Faktoren benutzt werden sollen, da keine anderen Techniken der Evaluation vorliegen, hat aber das 
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AWMF-Modell der Gewichtung in den einzelnen Fächern nicht prinzipiell ausgeschlossen. Die AWMF 
hat bisher die Durchschnittswerte der Impact-Faktoren der einzelnen Fachgebiete berechnet und dabei 
die reinen Review-Journale ausgeschlossen. Die Bibliometrie-Kommission hat beschlossen, stattdessen 
zukünftig den Median-Wert der Fachgebiete als Gewichtungsfaktor vorzuschlagen, der vom ISI selbst 
publiziert wird und der in großer Näherung den bisher von der AWMF berechneten Mittelwerten ent-
spricht. 
Prof. Hornbostel stellt das Institut für Qualitätssicherung der DFG vor. Die Vortragsfolien sind dem 
Protokoll als Anlage zum TOP 6 beigefügt. 
 
In der Diskussion weist Prof. Bratzke (Rechtsmedizin) darauf hin, dass die Resistenz der Fakultäten 
gegen das AWMF-Modell eher zugenommen hat. Er rät dazu, notfalls den Klageweg bei den Verwal-
tungsgerichten einzuschlagen, um die strukturellen Umwälzungen zu Lasten der kleineren Fächer an den 
Fakultäten zu verhindern. Prof. Korting regt an, ggf. auch die zuständigen Ministerien der Länder anzu-
sprechen, um die Gewichtung nach dem AWMF-Modell an den Fakultäten voranzubringen. 
 
TOP 7: Wahl der Kassenprüfer für das Haushaltsjahr 2006 

Die Kassenprüfung der AWMF für das Haushaltsjahr 2006 muss Anfang 2007 in der Geschäftsstelle in 
Düsseldorf erfolgen, damit die Kassenprüfer bei der nächsten Delegiertenkonferenz berichten können. 
Deshalb schlägt Prof. Encke vor, wie für die Kassenprung 2005 zwei Delegierte aus Düsseldorf zu Kas-
senprüfern zu wählen. Er schlägt Prof. Ganzer und Prof. Giani vor. Aus der Versammlung werden keine 
weiteren Kandidaten vorgeschlagen, Prof. Ganzer und Prof. Giani werden per Akklamation zu Kassen-
prüfern gewählt und nehmen die Wahl an. 
 
TOP 8: German Medical Science und GMS gGmbH 

Prof. Reinauer berichtet, dass die Zahl der Zugriffe auf die Artikel der Journale bei GMS eine steigende 
Tendenz aufweist, dass aber immer noch nicht ausreichend viele gute Artikel publiziert werden, um den 
Antrag zur Aufnahme in Medline aussichtreicher zu machen. Er bittet die Delegierten, in ihren Fachge-
sellschaften dafür zu werben, dass für die interdisziplinäre Ebene von German Medical Science gute 
Review-Artikel eingereicht werden. 
 
Herr Müller berichtet über die gemeinnützige GmbH, die Vortragsfolien sind dem Protokoll als Anlage 
zu TOP 8 beigefügt. Er weist die Delegierten auf die Möglichkeit hin, Geschäftsanteile zu je 500 € an 
der gemeinnützigen GMS gGmbH zu erwerben. 
 
TOP 9: Kooperation von G-BA und IQWiG mit der AWMF 

Prof. Sawicki berichtet über die Aufgabenstellung des Institutes für Qualität und Wirtschaftlichkeit im 
Gesundheitswesen, das hauptsächlich drei Aufgaben zu erfüllen hat: 1. Die Erstellung von Berichten zu 
diagnostischen und therapeutischen Verfahren, 2. die Entwicklung von Gesundheitsinformationen für 
Patienten und 3. die Bewertung von Leitlinien. Der Zweck der IQWiG-Berichte ist, entweder Belege für 
den Nutzen oder Belege für den Nicht-Nutzen eines Verfahrens zu finden - andernfalls ist festzustellen, 
dass es keine Belege für Nutzen oder Schaden der untersuchten Verfahren gibt. Prof. Sawicki weist dar-
auf hin, dass es für den Fall der Belegung von Nutzen oder Nicht-Nutzen wenige Probleme gibt, dass 
Konflikte aber dann auftauchen, wenn es keine sichere Aussagen über den Nutzen oder Nicht-Nutzen 
eines Verfahrens gibt. Er schlägt vor, dass dann Studien gemacht werden müssen, für die auch Mittel aus 
der gesetzlichen Krankenversicherung bereitgestellt werden sollten. Die Zusammenarbeit mit den Fach-
gesellschaften funktioniert unterschiedlich gut und hängt nach Ansicht von Prof. Sawicki einerseits von 
der Fragestellung des IQWiG-Berichtes ab, andererseits sind die wissenschaftlichen Fachgesellschaften 
in Deutschland nicht auf derartige Kooperationen mit hohem Arbeitsaufwand vorbereitet. Das IQWiG 
schreibt zwar die Erstellung der Berichte auf seiner Website aus und finanziert die Arbeit von Gutachtern 
mit Tagessätzen von 800 EUR, es ist jedoch schwierig, kurzfristig qualifizierte Wissenschafter zu finden, 
die Arbeitskapazitäten für diese Arbeit frei haben.  
Dr. Hess berichtet aus dem Gemeinsamen Bundesausschuss, das derzeit diskutierte Gesetz zur Gesund-
heitsreform werde zur Folge haben, dass das deutsche Gesundheitswesen völlig umstrukturiert wird. 
Medizin wird zukünftig sehr viel stärker unter ökonomisierten Bedingungen betrieben als heute, daher 
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muss seiner Ansicht nach die Qualität an die erste Stelle der Entscheidung gestellt werden. Es muss vom 
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) festgelegt werden, was das „Notwendige“ ist und ein Modus 
gefunden werden, um bei nicht sicher belegten Verfahren zu einer Entscheidung beim G-BA zu kommen. 
Diese Entscheidung muss absolut transparent erfolgen. Auch Dr. Hess fordert, dass Mittel bereit gestellt 
werden müssen, um weitergehende Studien zu finanzieren, wenn der Nutzen oder Schaden von Verfahren 
fraglich ist. Daher sollten zukünftig auch an Krankenhäusern fraglich nützliche Verfahren nur unter Stu-
dienbedingungen zugelassen werden, so dass diese Studien nach einiger Zeit den Nutzen oder Nichtnut-
zen belegen können. 
 
In der Diskussion berichtet Prof. Sawicki, dass bisher keine Leitlinien vom IQWiG beurteilt worden sind, 
sondern lediglich darüber diskutiert wird, wie diese Bewertung stattfinden könnte. In Planung sind zwei 
„Versuchsprojekte“, z. B. bei der prä-operativen Routinediagnostik in der Anästhesiologie und bei Leit-
linien der Kardiologie z. B. zur Herzinsuffizienz oder zum Vorhofflimmern. Beides soll gemeinsam mit 
den jeweiligen Fachgesellschaften als Pilotprojekt durchgeführt werden. Mehrere Diskussionsteilnehmer 
machen den Vorschlag, dass das IQWiG Informationen an die AWMF über bevorstehende Berichte 
möglichst früh mit der Bitte um Weiterleitung an die zuständigen Fachgesellschaften geben sollte, um bei 
dem in der Regel relativ engen Zeitplan den Fachgesellschaften mehr Zeit zur Stellungnahme zu geben. 
Dr. Hess bittet die Fachgesellschaften um eine enge Kooperation mit dem IQWiG, damit der Gemein-
same Bundesausschuss eine möglichst breite Basis für Entscheidungen bekommt.Prof. Selbmann weist 
darauf hin, dass vom Gesetzgeber (§ 139 a Abs. 5) eine frühzeitige Einbindung  der Fachgesellschaften in 
die Berichtserstellung des IQWiG gefordert wird.   
 
Prof. Encke bittet den Präsidenten der Bundesärztekammer, Prof. Hoppe, um einen Bericht zur aktuellen 
Lage der „Gesundheitsreform“. 
Prof. Hoppe legt daraufhin dar, dass die derzeit vorgeschlagene Reform des Gesundheitswesen versucht, 
Kopien von einzelnen Maßnahmen aus anderen Ländern 1:1 nach Deutschland zu importieren, ohne zu 
wissen, wie sich dies insgesamt auswirken wird. Zur Zeit finden die Anhörungen im zuständigen Aus-
schuss des Deutschen Bundestages statt, geplant ist ein gestaffeltes Inkrafttreten bis 2009. Prof. Hoppe 
sieht eine starke Tendenz zur Einheitsversicherung und längerfristig die Gefahr, dass das klassische Pri-
vatversicherungssystem verschwindet. Er appelliert an das IQWiG, sich zu einem politisch unabhängigen 
Institut zu entwickeln und als solches zu bewähren, um zukünftig nicht zur pseudowissenschaftlichen 
Begründung von ökonomisch motivierten Entscheidungen missbraucht zu werden. Das Gesetzesvorhaben 
hat eine ausgeprägte Tendenz zum Primärarztsystem, die Hausärzte sollen mit Kopfpauschalen vergütet 
werden, für die Fachärzte sollen DRG-ähnliche Pauschalbeträge eingeführt werden. Immerhin soll die 
amtliche Gebührenordnung für Ärzte erhalten bleiben, damit diese als Referenzgebührenordnung zur 
Verfügung steht. Diese muss allerdings angepasst und modernisiert werden. Die Verabschiedung des 
Gesetzes ist aus Sicht von Prof. Hoppe zu einer reinen Machtfrage geworden. Die Koalition von 
CDU/CSU und SPD will ihr Gesicht wahren und deshalb das Gesetz unbedingt verabschieden. 
 
TOP 10: Innovationen in der Medizin 

Dr. Schräder vom Medizinischen Dienst der Spitzenverbände der Krankenkassen (MDS) berichtet über 
Innovationsinititive („Innovationsbegleitung“) der Krankenkassen. Die Folien von Dr. Schräder sind dem 
Protokoll als Anlage zum TOP 10 beigefügt. In der Diskussion wird von den Teilnehmern begrüßt, dass 
erstmals auch eine finanzielle Förderung von Forschungsvorhaben durch die Kassen der gesetzlichen 
Krankenversicherung möglich ist. 
 
TOP 11: Lehrsituation im vorklinischen Abschnitt des Medizinstudiums 

Die Vorträge von Prof. Korf (Anatomie) und von Prof. Pohl (Physiologie) sind dem Protokoll als Anla-
gen zum TOP 11 beigefügt. In der Diskussion weisen mehrere Delegierte darauf hin, dass die Studenten 
aus Reformstudiengängen oft nicht systematisch in Anatomie ausgebildet sind. Zur Zeit findet eine radi-
kale Veränderung des Bildungssystems in Deutschland statt mit der Wandlung vom akademischen Stu-
dium hin zur universitären Berufsausbildung mit der Vermittlung von Kompetenzbausteinen. Prof. von 
Jagow weist darauf hin, dass mit der aktuellen Approbationsordnung nicht alle Systematik aus dem 
Medizinstudium herausgeschnitten wurde, die Hauptvorlesungen seien nur um rund 40 % reduziert wor-
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den. Die Delegiertenkonferenz wird sich bei einer ihrer nächsten Sitzungen intensiver mit dem Problem 
des Nachwuchses und der medizinischen Ausbildung beschäftigen. 
 
TOP 12: Anerkennung wissenschaftlicher Arbeit in der Weiterbildung 

Frau Dr. Güntert vom zuständigen Dezernat der Bundesärztekammer berichtet, dass aus EU-rechtlichen 
Gründen Forschungszeiten nicht offiziell und formal für die Weiterbildung anerkannt werden können. Es 
besteht jedoch im Weiterbildungsrecht in Paragraph 10 eine Möglichkeit, im Einzelfall abweichende 
Weiterbildungsgänge, z.B. auch klinische Forschungstätigkeit, anzuerkennen, wenn die gesamte Weiter-
bildungszeit erfüllt ist und alle Weiterbildungsinhalte absolviert worden sind. Im Weiterbildungszeugnis 
ist dann lediglich die Ableistung der gesamten Zeit und aller Inhalte zu bescheinigen. 
 
Frau Dr. Güntert weist weiter darauf hin, dass auf den Internetseiten der Bundesärztekammer jetzt auch 
die Muster-Logbücher für die verschiedenen Facharztgebiete publiziert sind, die bei der geforderten 
Dokumentation der Weiterbildung bei den zuständigen Ärztekammern eingereicht werden sollen. Falls 
bei einzelnen Fachgesellschaften auch solche Logbücher entwickelt worden sind, bittet Frau Dr. Güntert, 
diese dem zuständigen Dezernat der Bundesärztekammer zur Verfügung zu stellen. 
 
TOP 13: Bericht vom Medizinischen Fakultätentag 

Prof. von Jagow berichtet, dass der letzte Fakultätentag im Juli in Greifswald stattgefunden hat. Eines der 
dringendsten Probleme der Fakultäten ergibt sich aus der Föderalismusreform, die gravierende Folgen für 
die Fakultäten mit sich bringt, da die Finanzierungslasten verstärkt auf die Länder übergegangen sind. Er 
berichtet über die gute Kooperation zwischen Fakultätentag, AWMF und dem Verband der Universitäts-
klinika in Deutschland, die sich in ihren Aktivitäten abstimmen sollten, um keine konkurrierenden Maß-
nahmen zu ergreifen. 
 
TOP 14: Bericht aus dem Wiss. Beirat der BÄK 

Entfällt. 
 
TOP 15: Arbeitskreis „Ärzte und Juristen“ 

Prof. Bock berichtet, dass zweimal jährlich Tagungen dieses Arbeitskreises stattfinden. Bei der nächsten 
Sitzung am 8. und 9. Dezember 2006 in Köln wird die Qualität der ambulanten Operationen ein Thema 
sein, außerdem die neue Rolle der Ethikkommissionen sowie Patientenverfügungen und Betreuungsvoll-
machten. Prof. Bock appelliert an die Fachgesellschaften, diesen Arbeitskreis auch bei jüngeren Mitglie-
dern bekannt zu machen. Prof. Müller (Sozialmedizin) bittet darum, bei einer der nächsten Sitzungen des 
Arbeitskreises „Ärzte und Juristen“ das Thema „Datenschutzrecht“ zu behandeln. 
 
TOP 16: Öffentlichkeitsarbeit 

Herr Müller berichtet über die Aktivitäten der AWMF im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit, die Vortrags-
folien sind dem Protokoll als Anlage zu TOP 16 beigefügt. Ergänzend berichtet Herr Müller, dass die 
Geschäftsstelle der AWMF auch viele Gesprächspartner an anfragende Journalisten vermittelt. Diese 
Aktivität soll eine sachgerechtere Berichterstattung über Medizin ermöglichen, wobei die Mitwirkung 
der AWMF öffentlich gar nicht sichtbar wird. 
 
TOP 17: Verschiedenes 
 
Termine der nächsten Delegiertenkonferenzen: 
 

12. Mai 2007 und 10. November 2007, 
jeweils im Steigenberger Airport-Hotel in Frankfurt am Main. 

 
Ende der Sitzung: 14.20 Uhr 

Protokoll: 
Prof. Encke, W. Müller M.A. 
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Anlage zu TOP 5 zum Protokoll der Delegiertenkonferenz am 11. November 2006 
 

  
Folie 1  Folie 2 

  
Folie 3  Folie 4 
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Folie 7  Folie 8 
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Anlage zu TOP 6 zum Protokoll der Delegiertenkonferenz am 11. November 2006 
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Folie 5  Folie 6 
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Folie 7  Folie 8 
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Anlage zu TOP 8 zum Protokoll der Delegiertenkonferenz am 11. November 2006 
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Folie 3 
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Anlage zu TOP 10 zum Protokoll der Delegiertenkonferenz am 11. November 2006 
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Folie 17  Folie 18 
 
Anlage zu TOP 11 (Prof. Dr. Korf) zum Protokoll der Delegiertenkonferenz am 11. November 2006 
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Folie 7  Folie 8 
 
Anlage zu TOP 11 (Prof. Dr. Pohl) zum Protokoll der Delegiertenkonferenz am 11. November 2006 
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Anlage zu TOP 16 zum Protokoll der Delegiertenkonferenz am 11. November 2006 
 

  
Folie 1  Folie 2 

  
Folie 3  Folie 4 

 
Folie 5 


